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Preußische Geſetzſammlung 


(Nr. 12694.) Verordnung zur Abänderung des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes, des Mittel- 
ſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes und des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes. Vom 24. No⸗ 
vember 1923. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 5 
5 Artikel J. f 5 
Das Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920/1. April 1923 (Geſetzſamml. S. 239) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 10. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 317) wird wie folgt geändert: ; 


8 1. 

Der Unterrichtsminiſter wird ermächtigt, die Beſtimmung im $ 13 Abſ. 5 letzten Satz vorübergehend außer 

Kraft zu ſetzen. 
i 8 2. 

Der § 17 Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 

(+) Über die Anrechnung der Dienſteinkünfte an Geld und Naturalleiſtungen mit Ausſchluß der 
Dienſtwohnung werden von dem Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter all- 
gemeine Vorſchriften erlaſſen, die für die Schulverbände und die Lehrer ſowie für die Beſchluß⸗ 
behörden bindend ſind. Im übrigen beſchließt bei amtlicher Feſtſetzung des Dienſteinkommens über 
die Anrechnung dieſer Bezüge im Einzelfall auf Anrufen von Beteiligten der Kreisausſchuß und, 
ſofern es ſich um Stadtſchulen handelt, der Bezirksausſchuß. Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
in erſter oder zweiter Inſtanz iſt endgültig. 


8 3 
8 8 
Im § 36 Abſ. 3 wird Satz 1 wie folgt geändert: 
Das Dienſteinkommen der Lehrer (Lehrerinnen) ſowie die Notſtandsbeihilfen und Unter- 
ſtützungen ($ 39 zu k) werden von der Landesſchulkaſſe an die Bezugsberechtigten gezahlt. 


i 8 4. 
Der § 37 Abſ. 1 bis 3 erhält folgende Faſſung: 
(1) Die Schulverbände (Schulgemeinden) haben jährlich einen Beitrag an die Landesſchul⸗ 
kaſſe in der Höhe zu zahlen, daß die Ausgaben der Landesſchulkaſſe, ſoweit fie nicht durch den Staats— 
beitrag oder durch andere Einnahmen aufgebracht werden, gedeckt werden. i f 
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(2) Der Beitragsſatz für die Lehrer-(Lehrerinnen⸗) Stelle wird von dem Unterrichtsminiſter 


. und dem Finanzminiſter berechnet und nach Zuſtimmung des Kaſſenanwalts feſtgeſetzt. Er kann 


für jedes Vierteljahr oder jeden Monat geändert werden. Die Bekanntgabe des Beitragsſatzes er— 
folgt in den einzelnen Regierungsamtsblättern oder in den amtlichen Schulblättern, für den Bezirk 


der Stadt Berlin im Amtsblatt oder im amtlichen Schulblatt für die Regierung Potsdam und den 


Stadtkreis Berlin. Die Bekanntmachung muß auch die Sätze für die Vorausleiſtungen enthalten, 


die nach $ 46 für die einzelnen Arten von Schulftellen und von den Schulverbänden (Schulgemeinden) 
zu zahlenſind, deren Lehrer (Lehrerinnen) den Ortszuſchlag der Ortsklaſſe A erhalten. 
(3) Die Zahl der für die Aufbringung der Beiträge maßgebenden Schulſtelleneinheiten 


G 46 Abf. 4) wird von der Schulaufſichtsbehörde für die Dauer von drei Jahren, erſtmalig für die 


1. Der 838 Abſ. 2 erhölt folgenden Wortlaut: 


Zeit bis zum 31. März 1925, feſtgeſetzt und den einzelnen Schulverbänden (Schulgemeinden) ſowie 
dem Kaſſenanwalt oder ſeinem Beauftragten ſchriftlich mitgeteilt. Treten nachträglich Anderungen 
in den Schulftellen ein, fo find die Schulſtelleneinheiten für die betreffenden Schulverbände (Schul- 
gemeinden) von neuem feſtzuſetzen und in gleicher Weiſe bekanntzugeben. 

Gegen die Feſtſetzung der auf den einzelnen Schulverband (Schulgemeinde) entfallenden 
Schulſtelleneinheiten ſteht den Schulverbänden (Schulgemeinden) und dem Kaſſenanwalt oder feinem 
Beauftragten binnen 4 Wochen vom Tage der Bekanntgabe der Schulſtelleneinheiten an der 
Einſpruch bei der Schulaufſichtsbehörde und gegen deren Beſcheid binnen 2 Wochen die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren beim Bezirksausſchuß offen, in der die Landesſchulkaſſe durch den Kaſſen⸗ 
anwalt oder deſſen Beauftragten vertreten wird. 8 0 


(2) Der Kaſſenanwalt hat die Berechnung der Beitragsſätze (§ 37) vor ihrer Feſtſetzung zu 
prüfen und zu genehmigen und iſt berechtigt, dagegen Einwendungen zu erheben. ER 


2. Im 838 Abſ. 3 Satz 2 werden die Worte „der Aufftellung des Verteilungsplans“ durch „der Berech— 
A Au] 0 9 eilungsp ch /, ) 
nung der Beitragsſätze“ erſetzt. g 


8 6. 


Im § 39 wird unter a hinter „Ausgleichszuſchlags“ eingefügt: 


ſowie des örtlichen Sonderzuſchlags und der Frauenbeihilfe. 


Ferner treten am Schluſſe des § 39 unter e und k hinzu: 


1 


— 
— 


Der 8 


die Vergütung der vertretungsweiſe beſchäftigten Hilfskräfte, wenn der Stelleninhaber (Stellen⸗ 
inhaberin) vom Amte ſuspendiert iſt und eine Vertretung durch andere Lehrer (Lehrerinnen) des⸗ 
ſelben Schulverbandes nicht möglich iſt. Das gleiche gilt bei Vertretung von Lehrern (Lehrerinnen), 
die an der Ausübung ihres Amtes durch ihre Tätigkeit als Mitglieder des Reichstags oder des 
Preußiſchen Landtags behindert find. Die Übernahme ſolcher Vertretungskoſten auf die Landes- 
ſchulkaſſe bedarf aber der vorherigen Zuſtimmung des Kaſſenanwalts oder ſeines Beauftragten. 
In Fällen der Amtsſuspenſion eines Lehrers (Lehrerin) erfolgt die Zahlung der Vertretungskoſten 
aus der Landesſchulkaſſe vorbehaltlich der Rückerſtattung, ſofern und ſoweit die einbehaltene Hälfte 
des Dienſteinkommens nach Abſchluß des Diſziplinarverfahrens zur Deckung der Vertretungskoſten 
verwendet werden kann; 

die Gewährung von Notſtandsbeihilfen an die im Dienſte befindlichen Lehrer (Lehrerinnen), die 
Ruhegehaltsempfänger und die Hinterbliebenen ſowie die Gewährung von Unterſtützungen an die 
im Dienſte befindlichen Lehrer (Lehrerinnen). Der Geſamtbetrag der aus der Landesſchulkaſſe zu 
bewilligenden Unterſtützungen darf die von dem Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanz— 
miniſter feſtzuſetzende Summe nicht überſteigen. 


9 7. 
40 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 


(1) Für jedes mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr wird der Bedarf der Kaſſe nach 
dem Stande des durchſchnittlichen Dienſteinkommens (Abs. 2) der Lehrer und Lehrerinnen am 
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Schluſſe des vorhergehenden Rechnungsjahrs mit einem Zuſchlage von 20 v. H. und unter Berück— 
ſichtigung der ſonſtigen Ausgaben ſowie der vorausſichtlichen Steigerung oder Verminderung der 
Ausgaben (§39) berechnet. Zu berückſichtigen find hierbei auch die vorausſichtlichen Verwaltungskoſten, zu 
denen die Entſchädigung des Kaſſenanwalts, feiner Stellvertreter, feiner ſonſtigen Beamten und Hilfs- 
kräfte, feiner fachlichen Koſten ſowie eine angemeſſene Betriebsrücklage gehören. Als durchſchnittliches 
Dienſteinkommen einſchließlich der Erſtattung der aufdieſes angerechneten Dienſtbezüge (§89zu a und b) 
iſt für alle planmäßig angeſtellten und in freien Stellen auftragsweiſe beſchäftigten Lehrer gleich— 
mäßig das Grundgehalt eines Lehrers der Gruppe ! in der ſechſten Stufe nebſt dem Ortszuſchlage 
der Ortsklaſſe B, dem zugehörigen Ausgleichszuſchlag und den ſonſtigen Zuſchlägen und für alle 
planmäßig angeſtellten und in freien Stellen auftragsweiſe beſchäftigten Lehrerinnen gleichmäßig 
das Grundgehalt einer Lehrerin der Gruppe 1 in der ſechſten Stufe nebſt den obengedachten Zu⸗ 
ſchlägen anzuſetzen. Bei erheblicher Anderung der Dienſtbezüge kann der Bedarf im Laufe des Rech- 
nungsjahrs von neuem berechnet und verteilt werden. Erſparniſſe oder Fehlbeträge eines Rechnungs⸗ 
jahrs find in der Bedarfsberechnung für das dem Kaſſenabſchluſſe folgende Rechnungsjahr abzuſetzen 
oder zuzuſetzen. 
5 § 8. 


1. Im 8 41 Abſ. 1 unter ea werden die Worte „im vorangegangenen Rechnungsjahre tatſächlich gezahlten“ 
durch „der Bedarfsberechnung (§ 40) zugrunde gelegten“ und unter b die Worte „im vorangegangenen Rech» 
nungsjahre“ durch „im laufenden Rechnungsjahre“ erſetzt. 

2. Der bisher zwiſchen b und e eingefügte Satz: „Das Viertel zu a .. . . bis Klaſſen“ (unter fl.) wird 
geſtrichen, 

3. Im Abf. 1 unter e iſt am Schluſſe hinzuzufügen: 
ausſchließlich der Ruhegehälter für die Lehrer (Lehrerinnen), die aus einer Stelle an einer öffentlichen mittleren 
Schule in den Ruheſtand getreten find und bis Ende März 1920 ihr Ruhegehalt aus der früheren Volksſchullehrer⸗ 
Rühegehaltskaſſe bezogen haben. . 

4. Hinter e ift einzufügen: = 

d) einen durch den Staatshaushaltsplan feſtzuſetzenden Betrag zu Notſtandsbeihilfen und Unterſtützungen. 

5. Im Abſ. 3 unter a werden die Worte „nach dem Stande vom 1. April 1920“ durch „nach der Bedarfs- 

berechnung für 1920“ erſetzt und der zwiſchen b und e eingefügte Satz wird geſtrichen. 


99. 
Der 842 erhält folgenden Wortlaut: 

Beſtehen in einem Schulverbande (Schulgemeinde) am 1. Februar vor Beginn des Rechnungs⸗ 
jahrs mehr Schulftellen, als für je 60 Kinder erforderlich find, fo berechnet ſich der Staatsbeitrag 
nach dem Dienſteinkommen ($ 40 Abſ. 1) der für je 60 Kinder erforderlichen Stellen. Iſt die Zahl 
der Schulkinder in ſolchen Schulverbänden durch 60 nicht teilbar, ſo wird bei den Schulverbänden 
(Schulgemeinden) mit nicht mehr als 7 Schulftellen angenommen, daß die nächſthöhere durch 60 teil- 
bare Zahl von Schulkindern vorhanden wäre. Die Zahl der ſich danach ergebenden nicht ſtaatsbei⸗ 
tragsberechtigten Stellen bleibt für das laufende Rechnungsjahr unverändert. 


: $ 10. 
Der § 46 erhält folgenden Wortlaut: 

1. Der Bedarf der Landesſchulkaſſe (§ 40) wird zunächſt durch den Staatsbeitrag, durch Überweiſung 
von Mitteln aus dem Finanzausgleichsgeſetz oder dem Preußiſchen Ausführungsgeſetze zum Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetz und durch ſonſtige Einnahmen gedeckt. 

2. Schulverbände (Schulgemeinden), in denen Stellenzulagen ($ 16) gewährt werden, haben die im Laufe 
des Rechnungsjahrs zu zahlenden Stellenzulagen mit einem Zuſchlage von 20 v. H. an die Landes⸗ 
ſchulkaſſe einzuzahlen. 

. Schulverbände (Schulgemeinden), deren Lehrer (Lehrerinnen) den Ortszuſchlag der Ortsklaſſe A 
oder örtliche Sonderzuſchläge erhalten, haben einen beſonderen Beitrag an die Landesſchulkaſſe zu 
zahlen. Dieſer Beitrag wird feſtgeſetzt beim Ortszuſchlage für jede vorhandene Schulſtelle auf den 
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Fe 


Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem einem Lehrer (Lehrerin) im Anfangsgrundgehalte der Gruppe 1 zu 
zahlenden Ortszuſchlage nebſt Ausgleichszuſchlag in der Ortsklaſſe A und dem einem ſolchen Lehrer 
(Lehrerin) zu zahlenden Ortszuſchlage nebſt Ausgleichszuſchlag in der Ortsklaſſe B, bei den örtlichen 
Sonderzuſchlägen auf den Betrag des für jeden Lehrer (Lehrerin) im Anfangsgrundgehalte der 
Gruppe 1 tatſächlich zu zahlenden örtlichen Sonderzuſchlags. 
4. Der nach Abzug der unter 1 bis 3 genannten Zahlungen verbleibende Bedarf der Landesſchulkaſſe 
wird nach der Zahl der Schulſtelleneinheiten auf die Schulverbände (Schulgemeinden) umgelegt ($ 37). 
Zur Feſtſtellung der Schulftelleneinheiten find anzuſetzen: 
a) Schulſtellen, für die der Staatsbeitrag nicht gezahlt wird (§88 42 bis 44) mit je 1/8 Ein- 
heiten g 
p) Schulſtellen für Lehrer an mit einer Volksſchule verbundenen gehobenen Klaſſen (Klaſſen 
mit erweitertem Lehrziel) mit je 1ù1 Einheiten, für Lehrerinnen an ſolchen Klaſſen mit 
je 1 Einheit / 
c) alle übrigen Lehrerſtellen mit je 1 Einheit, alle übrigen Lehrerinnenſtellen mit je 0, Eins 
heit. Der auf eine Einheit entfallende Beitrag iſt abzurunden. 
Nach der Umlegung des Bedarfs haben die Schulverbände (Schulgemeinden) den Beitrags— 
einheitsſatz vervielfacht mit der Zahl ihrer Stelleneinheiten zu entrichten. 
. Schulftellen, für die ein Staatsbeitrag nicht gezahlt wird, find für die Beitragserhebung immer bei 
der Zahl der einfachen Lehrerſtellen (Abſ. 4 zu c) abzuſetzen. d 
6. Außer Betracht bleiben neuerrichtete Stellen, bis dieſe durch eine beſondere Lehrkraft verſehen werden. 
Zur Errichtung neuer Schulſtellen und zur Umwandlung von Schulſtellen in beſonders ge⸗ 
artete Stellen (Schulleiter-, Konrektoren-, Hilfsſchullehrerſtellen) iſt außer der Genehmigung 
der Schulaufſichtsbehörde die Zuſtimmung des Kaſſenanwalts erforderlich. Dabei iſt der Kaſſen⸗ 
anwalt verpflichtet, darüber zu wachen, daß die Einrichtung neuer oder beſonders gearteter 
Stellen den allgemeinen Sparmaßnahmen und den Grundſätzen über die Anzahl der Befürde- 
rungsſtellen für die den Beſoldungsgruppen 7 bis 9 des Beamten-Dienſteinkommensgeſetzes 
angehörigen unmittelbaren Staatsbeamten nicht zuwiderläuft. as, 


. 


9 11. 
Der § 47 erhält folgenden Wortlaut: 

(1) Oer Staat zahlt an jeden Schulverband und jeden Unterhaltungsträger öffentlicher mitt- 
lerer Schulen für jedes am 1. Februar vor Beginn des Rechnungsjahrs die Volksſchule oder eine 
öffentliche mittlere Schule beſuchende ſchulpflichtige Kind ein Beſchulungsgeld, deſſen Höhe von dem 
Unterrichtsminiſter und dem Finanzminiſter feſtgeſetzt wird. Die Feſtſetzung kann für jeden Monat oder 
jedes Vierteljahr geändert werden, d 

(2) Beſtehen in einem Schulverbande (Schulgemeinde) weniger Volksſchulſtellen, als für je 
60 Kinder erforderlich ſind, ſo wird das Beſchulungsgeld nur bis zur Höchſtzahl von 60 Schulkindern 
für je eine Schulſtelle gezahlt. Bei der Feſtſtellung der Kinderzahl wird jedoch die Kinderzahl bis zu 60 
und die über 60 oder ein Vielfaches von 60 hinausgehende Kinderzahl voll für 60 gerechnet. 

Sind in einem Schulverbande Schulen verſchiedener Bekenntniſſe auf Grund geſetzlicher Beſtim— 
mung vorhanden, ſo erfolgt die Feſtſtellung der für die Höhe des Beſchulungsgeldes maßgebenden 
Zahl beſonders für die Schulen der verſchiedenen Bekenntniſſe. N i 

(3) Schulkinder, die aus einem Schulverbande (Schulgemeinde) gaſtweiſe der Schule eines 
anderen Schulverbandes (Schulgemeinde) für alle Unterrichtsfächer zugewieſen find ($ 5 des Volks⸗ 
ſchulunterhaltungsgeſetzes vom 28. Juli 1906 — Geſetzſamml. S. 335 —) werden dem Schulverband 
angerechnet, dem ſie an ſich angehören. N i 

(4) Wird in der Zeit vom 2. Februar bis zur Neufeſtſetzung des Beſchulungsgeldes eine Privat 
ſchule aufgelöſt und werden die Kinder dieſer Privatſchule in eine öffentliche Volksſchule oder eine 
öffentliche mittlere Schule aufgenommen oder wird eine Privatſchule in eine öffentliche Volksſchule 


Der 
2 


Der 
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oder eine öffentliche mittlere Schule umgewandelt, ſo wird das Beſchulungsgeld von dem Tage der 
Anderung der Beſchulung ab gezahlt. Falls nach dem Stichtag (1. Februar) eine öffentliche Volks- 
ſchule oder eine öffentliche mittlere Schule neu errichtet wird und ihr Schulkinder zugewieſen werden, 
für die ein Beſchulungsgeld feſtgeſetzt iſt, ſo hat zwiſchen dem Schullaſtenträger hinſichtlich des Be⸗ 
ſchulungsgeldes eine Auseinanderſetzung ſtattzufinden. Die Schulaufſichtsbehörde entſcheidet hierbei 
endgültig. Für Volksſchulen kommt die Vorſchrift im Abſ. 2 zur Anwendung. 

(5) Der Geſamtbetrag des Beſchulungsgeldes ſoll zuzüglich der für perſönliche und ſächliche 
Volksſchulzwecke zur Verfügung zu ſtellenden Ergänzungszuſchüſſe in den einzelnen Jahren die Hälfte 
des der Bedarfsberechnung zugrunde gelegten Lehrerdienſteinkommens (8 41 Abſ. 1 unter a), zu 
dem die im § 41 Abf. 1 unter b gedachten Ruhegehälter, Hinterbliebenenbezüge und Gnadenbezüge 
gehören, erreichen, aber nicht überſteigen. 

(6) Von dem Geſamtbetrage zu 5 ſind 15 vom Hundert zu Ergänzungszuſchüſſen für perſönliche 
und ſächliche Volksſchulzwecke zu verwenden. Dieſem Fonds kritt auch der durch Abrundung des Be— 
ſchulungsgeldes nicht zur Auszahlung gelangende Betrag hinzu. 


912. 


§ 49 wird aufgehoben. 
§ 13. 
850 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
(2) Solange die Beiträge der Schulverbände (Schulgemeinden) und das Beſchulungsgeld 
an nicht feſtgeſetzt find, werden die Zahlungen einſtweilen nach den Sätzen der letzten Feſtſetzung 
geleiſtet. 


914. 


Der Abſ. 3 des F 58 fällt weg. 


Artikel II. 


Das Geſetz über die Beſoldung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen mittleren Schulen (Mittel 


ſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz) vom 14. Januar 1921 (Gefegfamml. S. 325) in der Faſſung der Geſetze vom 
10. Juli und 16. Auguſt 1923 (Geſetzſamml. S. 322 und 397) wird wie folgt abgeändert: 


s1. 


1. Im 8 16 Abſ. 3 wird unter a hinter „Ausgleichszuſchlag“ eingefügt: 


ſowie des örtlichen Sonderzuſchlags und der Frauenbeihilfe. 


2. Ferner treten am Schluſſe des $ 16 unter g, h und i hinzu: 
2) der Vergütungen für die vertretungsweiſe beſchäftigten Lehrer (Lehrerinnen), wenn der Stellen- 
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inhaber (die Stelleninhaberin) vom Amte ſuspendiert und eine Vertretung durch andere Lehrer (Leh⸗ 
rerinnen) desſelben Unterhaltungsträgers nicht möglich iſt. Das gleiche gilt bei der Vertretung von 
Lehrern (Lehrerinnen), die an der Ausübung ihres Amtes durch ihre Tätigkeit als Mitglieder des 
Reichstags oder des Preußiſchen Landtags behindert ſind. Die Übernahme ſolcher Vertretungskoſten 
auf die Landesmittelſchulkaſſe bedarf aber der vorherigen Zuſtimmung des Kaſſenanwalts oder ſeines 
Beauftragten. In Fällen der Amtsſuspenſion eines Lehrers (Lehrerin) erfolgt die Zahlung 
der Vertretungskoſten aus der Landesmittelſchulkaſſe vorbehaltlich der Rückerſtattung, ſofern und 
ſoweit die eine Hälfte des Dienſteinkommens nach Abſchluß des Diſziplinarverfahrens zur Deckung 
der Vertretungskoſten verwendet werden kann; 

von Notſtandsbeihilfen an die im Dienſte befindlichen oder nach dem 1. April 1920 in den Ruheſtand 
getretenen Lehrer (Lehrerinnen) und deren Hinterbliebene 

von Unterſtützungen an die im Dienſte befindlichen Lehrer (Lehrerinnen). 

Der Geſamtbetrag der aus der Landesmittelſchulkaſſe zu bewilligenden Unterſtützungen 

wird von dem Anterrichtsminiſter und dem Finanzminiſter unter Zuſtimmung des Kaſſenanwalts 
der Landesmittelſchulkaſſe beſtimmt. Fe VER EN 


n 


i OR BER RR 8.2. 
Der § 18 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut i 

1) Für jedes mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr wird der Bedarf der Landesmittel⸗ 
ſchulkaſſe nach dem Stande des durchſchnittlichen Dienſteinkommens der Lehrer und Lehrerinnen am 
Schluſſe des vorhergehenden Rechnungsjahrs mit einem Zuſchlage von 20 vom Hundert und unter 
Berückſichtigung der ſonſtigen Ausgaben ſowie der vorausſichtlichen Steigerung oder Verminderung der 
Ausgaben berechnet. Zu berückſichtigen find hierbei auch die vorausſichtlichen Verwaltungskoſten, zu 
denen die Entſchädigung des Kaſſenanwalts, ſeiner Stellvertreter, ſeiner ſonſtigen Beamten und 
Hilfskräfte und feiner ſächlichen Koſten ſowie eine angemeſſene Betriebsrücklage gehören. Als durch⸗ 
ſchnittliches Dienſteinkommen iſt für alle planmäßig 110 Se und in freien Stellen auftragsweiſe 
beſchäftigten Lehrer gleichmäßig das Grundgehalt eines Lehrers der Gruppe in der ſechſten Stufe 
nebſt dem Ortszuſchlage der Ortsklaſſe B, dem zugehörigen Ausgleichszuſchlag und den ſonſtigen 
Zuſchlägen und für alle planmäßig angeſtellten und in freien Stellen auftragsweiſe beſchäftigten 
Lehrerinnen gleichmäßig das Grundgehalt einer Lehrerin der Gruppe 1 in der ſechſten Stufe nebſt 
den obengedachten Zuſchlägen anzuſetzen. Bei erheblicher Anderung der Dienſtbezüge kann der Be— 
darf im Laufe des Rechnungsjahrs von neuem berechnet und verteilt werden. Erſparniſſe oder Fehl— 
beträge eines Rechnungsjahrs ſind bei der Bedarfsberechnung für das dem Kaſſenabſchluſſe folgende 
Rechnungsjahr abzuſetzen oder zuzuſetzen— 5 5 


83. 
1. Der § 20 erhält im Abf. 1 Ziffer a bis e folgenden Wortlaut: 
(1) Der nicht gedeckte Bedarf iſt auf die Unterhaltungsträger folgendermaßen zu verteilen: 
a) Unterhaltungsträger, die zu dem im § 1 beſtimmten Gehalte noch beſondere Zuſchüſſe (§ 2, 
§ 24 Abſ. 3 und Abf. 4) gewähren, haben die im Laufe des Rechnungsjahrs zu zahlenden. 
Zuſchüſſe mit einem Zuſchlage von 20 vom Hundert an die Landesmittelſchulkaſſe zu zablen- 
b) Die Unterhaltungsträger haben für jede von ihnen unterhaltene, zur Gruppe 3 gehörige Schul⸗ 
ſtelle einen Sonderbeitrag von 25 vom Hundert des allgemeinen Stellenbeitrags (Ziffer d) zur 
Landesmittelſchulkaſſe zu zahlen. 
Unterhaltungsträger, deren Lehrer (Lehrerinnen) den Ortszuſchlag der höchſten Ortsklaſſe 
(Ortsklaſſe A) oder örtliche Sonderzuſchläge erhalten, haben einen beſonderen Beitrag an die 
Landesmittelſchulkaſſe zu zahlen. Dieſer Beitrag wird feſtgeſetzt beim Ortszuſchlage für jede 
vorhandene Schulſtelle auf den Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem einem Lehrer (einer Lehrerin) 
im Anfangsgrundgehalte der Gruppe 1 zu zahlenden Ortszuſchlage nebſt Ausgleichszuſchlag 
in der Ortsklaſſe A und dem einem ſolchen Lehrer (Lehrerin) zu zahlenden Ortszuſchlage nebſt 
Ausgleichszuſchlag in der Ortsklaſſe B, bei den örtlichen Sonderzuſchlägen auf den Betrag 
der für jeden Lehrer (Lehrerin) im Anfangsgrundgehalte der Gruppe ! tatſächlich zu zahlenden 
Sonderzuſchläge. 
2. Im $ 20 Abſ. 1 Ziffer d werden die Worte „die übrigen“ durch das Wort „alle“ erſetzt. 
3. Der Unterrichtsminiſter wird ermächtigt, die im § 20 Abſ. 1 Ziffer e getroffene, durch das Geſetz vom 
10. Jusi 1923 (Geſetzſamml. S. 322) abgeänderte Beſtimmung vorübergehend mit Wirkung vom 1. April 1920 
ab unter Zuſtimmung des Kaſſenanwalts der Landesmittelſchulkaſſe außer Kraft zu ſetzen. 
4. Folgender Abs. 2 wird neu eingeſchoben: 
(2) Der aus den vorſtehenden Beſtimmungen ſich ergebende Geſamtbeitrag eines Schulunter⸗ 
haltungsträgers kann für die einzelnen Schulſtellen oder auch in ſeiner Geſamtheit abgerundet werden. 
Die Vorſchriften über die Abrundung erlaſſen der Unterrichtsminiſter und der Finanzminiſter unter 
Zuſtimmung des Kaſſenanwalts der Landesmittelſchulkaſſe. 
5. Der bisherige Abſ. 2 erhält die Nr. 3 und folgende Faſſung: 
(3) Alle Beiträge der Unterhaltungsträger an die Landesmittelſchulkaſſe find im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren beitreibbar. Sie ſind vierteljährlich im voraus fällig. Der Unterrichtsminiſter kann 
in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter unter Zuſtimmung des Kaſſenanwalts der Landesmittel- 
ſchulkaſſe auch eine monatliche Zahlung anordnen. Unterhaltungsträger, die mit der Zahlung der 
Beiträge an die Landesmittelſchulkaſſe im Rückſtande bleiben, haben die Rückſtände mit dem Reichs⸗ 
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bankdiskontſatze, der zur Zeit der Zahlung maßgebend iſt, zu verzinſen. Dabei bleiben Zinsbeträge, 

die weniger als das Porto eines einfachen Fernbriefs betragen, außer Hebung. Die hiernach zur 

Einziehung gelangenden Zinsbeträge ſind nach oben abzurunden. Der Zinſenlauf beginnt von dem 

auf den Tag der amtlichen Mitteilung über die Höhe der Schulverbandsbeiträge folgenden Monats- 

erſten ab. = Eu 
1. Im $21 erhalten die Abj. 1 und 2 folgende Faſfung: 

(1) Der nach § 20 Ziffer d zu zahlende allgemeine Stellenbeitrag wird von dem Unterrichts— 
miniſter und dem Finanzminiſter berechnet und nach Zuſtimmung des Kaſſenanwalts feſtgeſetzt. Er 
kann für jedes Vierteljahr oder jeden Monat geändert werden. 

(2) Die Höhe des zur Landesmittelſchulkaſſe zu entrichtenden Beitrags — einſchließlich der 
Vorausleiſtungen — ($20 Abſ. 1 Ziff. a bis d und § 21 Abf. 1) iſt den einzelnen Unterhaltungs- 
trägern durch die Schulaufſichtsbehörde ſchriftlich mitzuteilen. Aus der Mitteilung muß erſichtlich 
ſein, wie ſich der Beitrag — getrennt nach den im § 20 Abſ. 1 unter a, b, e und d enthaltenen 
Beſtimmungen — berechnet. Auch die Unterhaltungsträger der nach 917 angeſchloſſenen Schulen, 
deren Beitragsleiſtung mit Zuſtimmung des Kaſſenanwalts der Landesmittelſchulkaſſe auch ab- 
weichend von den Vorſchriften im 820 Abſ. 1 Ziffer a bis d geregelt werden kann, erhalten von der 

2 Schulaufſichtsbehörde eine gleiche ſchriftliche Mitteilung über die Höhe ihres Beitrags. 
2. Im Abſ. 3 tritt an die Stelle der Worte „vom Tage der Ausgabe ...... bis Schulaufſichtsbehörde“ 
folgende Faſſung: 
vom Tage der Zuſtellung der ſchriftlichen Mitteilung über die Beitragshöhe ab der Einſpruch bei der 
Schulaufſichtsbehörde. 15 N 
15 f a § 9. ; f 
Soweit auf Grund des Gefeges vom 16. Auguſt 1923 (Geſetzſaamml. S. 397) für einzelne Lehrer und Leh⸗ 
rerinnen an öffentlichen mittleren Schulen eine Erhöhung der Dienſtbezüge eintritt, findet eine Nachzahlung für 
die vor dem 1. Oktober 1923 liegende Zeit nicht ſtatt. Bei etwa bereits geleiſteten Nachzahlungen behält es jedoch 
ſein Bewenden. a 
§ 6. N 
Der Unterrichtsminiſter wird ermächtigt, das Geſetz über die Beſoldung der Lehrer und Lehrerinnen an 
den öffentlichen mittleren Schulen (Mittelſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz) vom 14. Januar 1921 (Geſetzſamml. 
S. 325) in der durch die bisher ergangenen Abänderungsgeſetze gegebenen Faſſung durch die Preußiſche Geſetz— 
ſammlung bekanntzugeben. 
Artikel III. 2 
Das Geſetz über die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen vom 28. Juli 1906 (Geſetzſamml. ©. 335) 
wird wie folgt geändert: 
8 1. 
Der zweite Satz im §6 Abf. 2 fällt weg. 
2 
Der Unterrichtsminiſter wird ermächtigt, den § 14 Abſ. 1 in der Faſſung des Artikels 1 8 6 Abſ. 1 des Geſetzes 
vom 10. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 317) über Anderungen des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes uſw. 
und den § 22 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes vorübergehend außer Kraft zu ſetzen. 
Artikel IV. 
(1) Dieſe Verordnung tritt in Kraft ; 
mit Wirkung vom 1. April 1920 ab hinſichtlich der Beſtimmungen im Artikel 1 8 7, §8 Nr. 1 bis 3 und 
5, 59, §11 Abſ. 1 bis 3, 5 und 6, § 12 und Artikel II § 2, 
mit Wirkung vom 1. April 1922 ab hinſichtlich der Beſtimmungen im Artikel I 8 4, 85, 810 Abf. 1 bis 
5, § 14, Artikel II §3 und §4, 
mit Wirkung vom 1. April 1923 ab hinſichtlich der Beſtimmungen im Artikel I 83, §6, §11 Abſ. 4, 
513, Artikel II §1 und Artikel III 81, 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1923 ab hinſichtlich der Beſtimmungen im Artikel J $1, 82, § 10 Abſ. 6 
i und Artikel III $2, a > 
mit Wirkung vom 1. April 1924 ab hinſichtlich der Beſtimmung im Artikel I § 8 Nr. 4. 
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(2) Für die Rechnungsjahre 1920 bis 1923 iſt jedoch das Beſchulungsgeld noch nach demfrüher vorgeſchriebenen 
Stichtage vom 1. Mai des Vorjahrs zu berechnen. f 

(3) Soweit die Schulverbände (Schulgemeinden) bis zum 1. Oktober 1923 höhere oder niedere Beiträge gezahlt 
haben, als ihnen bei Ausführung der vorſtehenden Vorſchriften zur Laſt fallen, oder ihnen an Beſchulungsgeld 
geringere Beiträge gezahlt ſind, als ihnen nach dieſen Vorſchriften zuſtehen, findet ein Ausgleich inſoweit ſtakt, 
als es ſich um Beträge von mehr als einer Milliarde Mark handelt. Die hiernach einzuziehenden oder zu 
erſtattenden Beträge ſind abzurunden. : Er 

Berlin, den 24. November 1923. 


(Siegel) | Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Boelitz. 


(Nr. 12695.) Verordnung zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Beſteuerung des Wanderlager⸗ 
betriebs. Vom 24. November 1923. 3 

Das Stagtsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 

Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft; 2 a 


Artikel 1. nn 
$4 des Geſetzes, betreffend die Beſteuerung des Wanderlagerbetriebs, vom 27. Februar 1880 (Geſetzſamml. 
S. 174) in der Faffung des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 
(Sefekfamml. S. 361) und der Verordnung zur Anpaſſung der Wanderlagerſteuer an die Geldwertänderung 
vom 30. September 1923 (Geſetzſamml. S. 465) wird wie folgt geändert: 
1. Abf. 1 erhält folgende Faſſung: g . 
Die Steuer beträgt für jede Woche der Dauer des Wanderlagerbetriebs 
in eiii! 5 18 Goldmark, 
im übrigen in Orten mit mehr als 500 000 Einwohnern 1155 » 
N „ „ „ 100.000 bis 500 000 Einwohnern .. 12 » 
8 „ „ » 50000 » 100 000 » . 
» » bis zu 50 000 Einwohnern. 6 > 
ſofern der Betrieb von einer Perſon verſehen wird; fie erhöht ſich für jede weitere im Betriebe tätige 
Perſon (Mitunternehmer oder Angeſtellter) um den gleichen Betrag, für einen nur mechaniſche 
Dienſtleiſtungen verrichtenden Gehilfen (Sausdiener, Kutſcher, Laufburſchen oder mädchen u. dgl.) 
a um je den halben Betrag. 
2. Als Abſ. 6 tritt hinzu: : 

Die in Goldmark feſtgeſetzte Steuer iſt gemäß § 4 Abi. 1 und § 2 Abſ. 3 der Landesauf- 
wertungsverordnung vom 7. November 1923 (Gefekfamml. S. 501) unter Umrechnung nach dem 
am Tage der Zahlung maßgebenden Goldumrechnungsſatz in deutſcher Währung zu zahlen. Er⸗ 
ſtattungen find gemäß § 8 daſelbſt nach dem Goldwerte zu bewirken. 


Artikel 2. 

Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. l 

Die Steuerſätze des Artikels 1 finden keine Anwendung, wenn der Zeitabſchnitt, für welchen die Steuer zu 
entrichten iſt, bei Inkrafttreten der Verordnung bereits begonnen hat. 
8 Straf- und Nachſteuerbeträge, die nach den bisherigen Steuerſätzen bemeſſen und noch nicht gezahlt worden 
find, ſowie Straf- und Nachſteuerverfahren, bei denen die bisherigen Steuerſätze zur Anwendung zu kommen 
hätten, werden niedergeſchlagen; neue derartige Verfahren werden nicht eingeleitet. 

Berlin, den 24. November 1923. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. v. Richter. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


